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Anlage 13 zur GRDrs 772/2011
Stellenschaffung zum Stellenplan 2012
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),
Kostenstelle
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	530 0302
533260000

	Gesundheitsamt
	S 15
	Sozialarbeiter/in
	0,5
	--
	31.500


1
Antrag, Stellenausstattung
0,5 Sozialarbeiterstellen im Sozialdienst für Menschen mit chronischer Erkrankung oder Behinderung für Integration behinderter Kinder in Tageseinrichtungen (vgl. GRDrs 357/2011 „Integrationsverfahren von Kindern mit chronischer Erkrankung oder Behinderung in Kindertageseinrichtungen in Stuttgart“). 
 

2  Schaffungskriterien

Erhebliche Arbeitsvermehrung (aufgrund der Fallzahlensteigerung seit 2007 sind mindestens 0,5 Sozialarbeiterstellen zusätzlich notwendig). 
3
Bedarf

3.1
Anlass
Mit GRDrs 277/1998 wurde das Verfahren der Integration behinderter Kinder in Tageseinrichtungen ausführlich dargestellt. Dem Bericht ging ein Planungsprojekt voraus mit dem Ziel, das bisherige Engagement von Mitarbeiter/innen, Eltern und Einrichtungsträgern zu unterstützen, das Verfahren festzulegen und damit die Integration zu verbessern (vgl. Anlage 1 zur o. g. GRDrs). In dem Eingliederungsverfahren ist der Sozialdienst des Gesundheitsamtes zuständig, wenn es sich um Kinder mit geistigen oder körperlichen Behinderungen handelt. Die Sozialarbeiter/innen übernehmen die Fallführung und managen das Bedarfsfeststellungs- und Hilfeplanverfahren. Das heißt sie begleiten das Integrationsverfahren kontinuierlich und geben Hilfestellung bei der Vermittlung der in der Bedarfsfeststellung festgelegten Hilfen, unterstützen Eltern bei der Kostenübernahmeregelung.

Mit GRDrs 394/2004 wurde über die Umsetzung des geänderten Hilfeplanverfahrens berichtet. Bereits in diesem Bericht wurde deutlich, dass die Zahl der Integrationsverfahren kontinuierlich steigt. Die nachstehende Tabelle gibt Aufschluss über die Fallzahlenentwicklung:

	Jahr
	Anzahl der
 Verfahren

	1999
	  25

	2000
	  31

	2001
	  44

	2002
	104

	2003
	126

	2004
	170

	2005
	180

	2006
	204

	2007
	215

	2008
	257

	2009
	254

	2010
	276


Die steil ansteigenden Integrationen sind auch durch die veränderte gesellschaftliche Entwicklung bedingt. Eltern wollen die Teilhabemöglichkeit ihrer Kinder über eine Integration konkret im Alltag umsetzen („Es ist normal verschieden zu sein“). Sie ist jetzt nahezu Standard, während sie vor 10 Jahren die Ausnahme war. Die Forderungen nach und der Bedarf an inklusiver frühkindlicher Bildung besteht weiterhin auf hohem Niveau. Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen ist seit zwei Jahren in Deutschland in Kraft und setzt Standards für ein gleichberechtigtes Leben von Menschen mit Behinderungen.
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Diese Aufgabe wurde nach und nach mit steigenden Fallzahlen, ohne Stellenanteile (vielmehr mit reduziertem Personalbestand) wahrgenommen. Der Fallanstieg auf das nunmehr 10-fache in den Jahren 1999 – 2009  machten die Durchführung des Hilfeplanverfahren nach der Maßgabe des § 54 SGB XII fraglich. So kann die vereinbarte jährliche Fortschreibung nicht mehr regelmäßig und zeitnah durchgeführt werden kann. Weiterhin ist ein ausreichendes und auch zeitnahes Konfliktmanagement nicht mehr möglich. Integrationen „am Fließband“ ohne die notwendige Qualität sind die Folge. 
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Das gesetzliche Hilfeplanverfahren ist bei diesen Falldimensionen in seiner ordnungsgemäßen Durchführung im Sinne eines Fallmanagements nicht mehr möglich. 

Nachgehende Arbeit mit Präventivcharakter muss grundsätzlich bei allen Fällen eingestellt werden. Dies bedeutet, dass aufsuchende Hilfe in Form z.B. von Hausbesuchen nur noch bei absolut notwendigen Indikationen wie z.B. Kinderschutz  oder gravierender Nachteile für Klienten bei der Umsetzung materieller Hilfsansprüche, umgesetzt werden kann. Auch bei mobilitätseingeschränkten Klienten muss dies die Richtschnur sein.
Im Bereich der „Frühen Hilfen“ müssen bei der Kooperation mit den Neonatologischen Stationen im Olgahospital Abstriche gemacht werden (z.B. Einstellung Sozialer Visite).
Damit steigt das Risiko, dass Notlagen und Krisensituationen nicht rechtzeitig erkannt werden.

4
Stellenvermerke

Keine
